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Einheitliche Smartphone-Regeln: Wie
die Länder Lernzeit schützen können
Eine gemeinsame Länderregel kann private Smartphone-Nutzung bis Klasse 7

verlässlich begrenzen. Entscheidend sind klarer Vollzug, Ausnahmen, Medienbildung

und eine Evaluation, die Nutzungsdaten und weitergehende Wirkungen sauber trennt.

AUTOR: KI-MEINT.DE · KI-REDAKTION STAND: 04. AUGUST 2026 DIESER BEITRAG WURDE KI-GENERIERT.

Illustration: KI-meint.de · KI-generiert · Bildnachweis: ki-meint.de/bildrechte/#44c724d0-0e5e-427e-9f95-bcd4a840271d

THESE DER AUSGABE

Ein länderübergreifend einheitlicher Standard bis Klasse 7 ist sinnvoll, wenn

sein Zweck präzise bleibt: Er schützt Lernzeit und soziale Pausen, ohne schnelle

Verbesserungen bei Noten, Wohlbefinden oder Cybermobbing zu versprechen.

Hinweis zur Entstehung und Prüfung: Dieser Beitrag wurde

vollständig mit künstlicher Intelligenz (KI) erstellt. Für

diese Fassung ist kein abgeschlossener separater KI-Prüf-

prozess dokumentiert. Für diese Fassung ist keine mensch-

liche Inhaltsprüfung dokumentiert. Angaben können feh-

lerhaft, unvollständig oder nicht mehr aktuell sein. Prüfen

Sie wichtige Aussagen bitte selbst. Mehr über die Arbeits-

weise unserer KI-Redaktion erfahren Sie hier → Nachweise

dieser Fassung →

KI-PRÜFUNG Nicht gestartet

MENSCHLICHE PRÜFUNG Nicht dokumentiert

ÖFFENTLICHE FASSUNG Nicht aufgezeichnet

ERSTVERÖFFENTLICHUNG 04.08.2026, 08:45

LETZTE INHALTLICHE ÄNDERUNG 04.08.2026, 00:00

FEHLERHINWEIS Möglichen Fehler melden

Worum es geht

Am 24. Juni 2026 bekam die deutsche Debatte über

Smartphones in Schulen einen neuen Bezugs-

punkt. Eine unabhängige Bundeskommission

empfahl für digitale Endgeräte, also Smartphones

und vergleichbare persönliche Geräte, an Grund-

schulen und bis einschließlich Klasse 7 eine bun-

desweit einheitliche Untersagung der privaten

Nutzung. Die Länder sollen diese Vorgabe in ihren

Schulgesetzen verankern. Ab Klasse 8 sollen die

Schulen verbindliche Nutzungskonzepte erarbei-

ten und die Schülerinnen und Schüler daran betei-
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ligen. Damit liegt ein konkreter Vorschlag auf dem

Tisch, der Altersgrenze, Geltungsbereich und poli-

tischen Weg zusammenführt. Er zielt auf den gan-

zen Schulalltag: Unterricht, Ganztagsangebote und

Pausen. Gemeint ist die private Nutzung eigener

Geräte. Pädagogisch angeleitete digitale Arbeit

bleibt davon zu unterscheiden.[1]

Der Vorstoß kommt nicht aus einem politischen

Vakuum. Bayern hatte bereits am 17. Juni 2026, we-

nige Tage vor der Empfehlung der Kommission,

Beschränkungen der privaten Handynutzung

grundsätzlich bis einschließlich Jahrgangsstufe 7

angekündigt.[2] Parallel haben die Bildungsminis-

terinnen und Bildungsminister der Länder in ihrer

gemeinsamen Bildungsministerkonferenz erklärt,

Kinder und Jugendliche in der digitalen Welt zu-

gleich schützen, befähigen und beteiligen zu wol-

len. Die zeitliche Nähe dieser Signale macht aus ei-

ner seit Jahren geführten Grundsatzdebatte eine

praktische Entscheidungsfrage: Sollen die Länder

weiterhin jeweils eigene Grenzen und Verfahren

entwickeln, oder verständigen sie sich auf einen

gemeinsamen Mindeststandard?[3]

Die Antwort lautet: Ein länderübergreifend ein-

heitlicher Standard ist sinnvoll, wenn sein Zweck

präzise bleibt. Er kann geschützte Lernzeit, Kon-

zentration und soziale Pausen verlässlich organi-

sieren. Er kann Familien, Lehrkräften und Kin-

dern eine klare Erwartung geben, die nicht an je-

der Landesgrenze oder jeder Schultür neu verhan-

delt wird. Die Forschung rechtfertigt jedoch kein

Versprechen, ein solcher Standard werde kurzfris-

tig Noten heben, psychisches Wohlbefinden ver-

bessern oder Cybermobbing lösen.[4][5][6] Gerade

diese Begrenzung stärkt die politische Begrün-

dung.[1] Schulen dürfen eine störungsarme ge-

meinsame Zeit ordnen, ohne das Smartphone zum

alleinigen Erklärungsmodell für sämtliche Bil-

dungs- und Jugendprobleme zu machen.[7]

Bundesweit heißt: gemeinsam durch
die Länder

Der Ausdruck „bundesweite Regel“ führt leicht in

die falsche Richtung. Schulrecht ist Sache der Län-

der. Die Kommission schlägt deshalb keinen ein-

zelnen Bundeserlass vor, der unmittelbar in allen

Schulen gilt.[1] Sie adressiert die Länder und emp-

fiehlt gleichgerichtete Regeln in deren Schulgeset-

zen. Ein bundesweiter Standard wäre in diesem

Feld ein abgestimmtes Ergebnis: dieselbe Grundli-

nie in den Ländern, rechtlich jeweils auf dem zu-

ständigen Weg umgesetzt. Die Bildungsminister-

konferenz kann diesen Prozess koordinieren. Par-

lamente und Regierungen der Länder müssen ihn

tragen.[3]

Diese Konstruktion wirkt komplizierter als ein

zentraler Beschluss, hat aber einen entscheiden-

den Vorteil. Sie verbindet Einheitlichkeit mit kla-

rer Verantwortung. Eltern könnten überall erken-

nen, welche Grundregel bis Klasse 7 gilt. Schulen

wüssten zugleich, auf welcher landesrechtlichen

Grundlage sie Aufbewahrung, Ausnahmen und

Folgen bei Verstößen ausgestalten.[3] Ein Standard

müsste nicht jeden Handgriff zentral festschrei-

ben. Er sollte festlegen, was im Ergebnis überall

gewährleistet sein muss: private Geräte bleiben

während des geregelten Schulalltags grundsätzlich

ungenutzt; notwendige Ausnahmen sind erreich-

bar; angeleitete digitale Bildung bleibt möglich;

der Vollzug ist nachvollziehbar und verhältnismä-

ßig organisiert.[1]

Ein bloßer Appell an jede einzelne Schule reicht

dafür kaum aus. Wo Schulleitungen, Kollegien und

Elternvertretungen die Grundfrage immer wieder

neu entscheiden müssen, entstehen Unterschiede,

die mit pädagogischer Freiheit wenig zu tun ha-

ben. Die eine Schule verlangt ausgeschaltete Ge-

räte im Rucksack, die nächste sammelt sie ein,

eine dritte beschränkt nur den Unterricht. Auch

die Konsequenzen variieren. Für Familien mit

mehreren Kindern, für Lehrkräfte, die die Schule

wechseln, und für Schulträger wird die Regel da-

durch schwer verständlich. Vor allem aber verla-
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gert die Politik einen konfliktträchtigen Ordnungs-

auftrag auf diejenigen, die ihn täglich durchsetzen

sollen.[1]

Ein gemeinsamer Rahmen nimmt Schulen die päd-

agogische Verantwortung keineswegs ab. Er ver-

schiebt ihre Arbeit auf die Fragen, bei denen lo-

kale Gestaltung tatsächlich zählt: Wie werden Ge-

räte sicher aufbewahrt? Wie erreicht ein Kind im

Notfall seine Familie? Welche medizinischen oder

behinderungsbedingten Bedürfnisse erfordern

eine Ausnahme? Wann wird ein privates Gerät aus-

drücklich für den Unterricht freigegeben? Wie

üben ältere Schülerinnen und Schüler einen ver-

antwortlichen Umgang? Der Standard setzt die

Leitplanke. Das konkrete Schulkonzept macht sie

alltagstauglich.[1]

Das stärkste Argument ist die verfüg-
bare Aufmerksamkeit

Schule ist eine der wenigen Institutionen, die für

Kinder und Jugendliche täglich gemeinsame, zeit-

lich begrenzte Aufmerksamkeit organisiert. Diese

Zeit hat einen eigenen Wert. Im Unterricht sollen

Erklärungen, Aufgaben und Gespräche eine faire

Chance gegen eingehende Nachrichten, Spiele, Vi-

deos und soziale Rückmeldungen erhalten. In Pau-

sen sollen Kinder ansprechbar sein, Konflikte aus-

tragen, Langeweile aushalten, sich bewegen oder

miteinander reden können.[1] Eine Regel kann

diese Möglichkeiten schützen. Dafür muss sie kei-

nen dauerhaften Schaden durch jedes Smartphone

beweisen.[7]

Die Auswertung von PISA 2022 durch die Organisa-

tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (OECD) zeigt, wie gegenwärtig das Pro-

blem der Ablenkung ist. 30 Prozent der befragten

Schülerinnen und Schüler berichteten, im Mathe-

matikunterricht durch digitale Geräte abgelenkt

zu werden. Diese Zahl beschreibt eine Wahrneh-

mung in einer internationalen Erhebung; sie ist

kein experimenteller Nachweis für eine bestimmte

deutsche Verbotsregel. Sie zeigt dennoch, dass Ab-

lenkung kein Randphänomen ist. Wer Unterricht

organisiert, muss darauf reagieren dürfen, bevor

zweifelsfrei feststeht, wie viele Testpunkte jede

einzelne Maßnahme bringt.[7]

Entscheidend ist die Trennung zwischen privater

und angeleiteter Nutzung.[7] Ein Smartphone, das

eigenständig für Chats oder Unterhaltung verwen-

det wird, folgt einer anderen Logik als ein schuli-

sches Gerät in einer vorbereiteten Lernaufgabe.

Auch ein privates Gerät kann im Unterricht sinn-

voll eingesetzt werden, wenn eine Lehrkraft dies

ausdrücklich anleitet. Der vorgeschlagene Stan-

dard muss deshalb die private Verfügbarkeit be-

grenzen und zugleich den pädagogischen Zugriff

offenhalten. Eine pauschale Botschaft, digitale

Technik sei in der Schule unerwünscht, würde

dem Bildungsauftrag widersprechen.[8]

Dasselbe gilt für die Pause. Soziale Pause bedeutet

nicht, dass jede Minute zu einem lebhaften Grup-

penerlebnis werden muss. Kinder dürfen sich zu-

rückziehen, allein sein oder still lesen. Der politi-

sche Zweck liegt bescheidener: Der gemeinsame

Raum soll nicht standardmäßig von privaten

Feeds, Chats und Spielen besetzt werden. Eine

handyfreie Pause macht Begegnung möglich; sie

erzwingt keine Freundschaft.[1] Diese nüchterne

Erwartung ist belastbarer als die Behauptung, ein

Verbot werde automatisch das soziale Klima ver-

bessern.[7]

Eine Vorschrift wirkt erst im Alltag

Die PISA-Auswertung enthält zugleich eine War-

nung an die Politik. In Schulen mit Smartphone-

Verbot berichteten im OECD-Durchschnitt 29 Pro-

zent der Schülerinnen und Schüler, das Smart-

phone mehrmals täglich in der Schule zu nutzen.

Weitere 21 Prozent gaben eine tägliche oder fast

tägliche Nutzung an. Auf dem Papier bestand also

eine Regel, im Alltag blieb die Nutzung für viele

präsent. Die OECD fand einen günstigeren Zusam-

menhang mit Ablenkung dort, wo die Vorschrift

die tatsächliche Nutzung erkennbar senkte. Ein

Verbotssatz allein schafft noch keine störungsarme

Lernzeit.[7]
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Vollzug, also die praktische Durchsetzung einer

Regel im Schulalltag, beginnt bei einer scheinbar

banalen Frage: Wo ist das Gerät? „Nicht benutzen“

kann bedeuten, dass es ausgeschaltet im Rucksack

liegt, morgens in ein Schließfach kommt oder in

einer verschlossenen Tasche bleibt. Diese Varian-

ten beanspruchen unterschiedliche Räume, Zeit,

Aufsicht und Kosten. Sie verändern auch, wie

schnell ein Gerät in einer Ausnahmesituation er-

reichbar ist. Ein Länderstandard sollte kein einzel-

nes Aufbewahrungsprodukt vorschreiben. Er

sollte von jeder Schule ein Verfahren verlangen,

das die private Nutzung während der festgelegten

Zeiten praktisch verhindert und für Kinder, Eltern

und Beschäftigte verständlich ist.[7]

Auch Verstöße brauchen ein vorhersehbares Ver-

fahren. Lehrkräfte sollten nicht jeden Konflikt

spontan aushandeln müssen. Schülerinnen und

Schüler müssen wissen, was beim ersten und bei

wiederholten Verstößen geschieht, wie lange ein

Gerät gegebenenfalls verwahrt wird und wer es zu-

rückerhält. Für einen politischen Mindeststandard

genügt die klare Anforderung, dass Maßnahmen

transparent, abgestuft und rechtlich abgesichert

sein müssen.[7]

Die Regel braucht außerdem Unterstützung in den

ersten Wochen. Neue Routinen erzeugen Reibung.

Kinder testen Grenzen, Eltern sorgen sich um Er-

reichbarkeit, Lehrkräfte verlieren zunächst Zeit

mit Erklärungen und Kontrollen. Diese Übergangs-

phase ist kein Beweis gegen die Regel. Sie ist ein

planbarer Teil ihrer Einführung. Schulen benöti-

gen Informationsmaterial, abgestimmte Kommu-

nikationswege, Zeit für gemeinsame Beschlüsse

und eine erreichbare Ansprechstelle im Land. Wer

eine verbindliche Vorgabe erlässt, muss ihre Um-

setzung organisatorisch mittragen.[7]

Was die Forschung verspricht – und was
sie offenlässt

Die neuere Forschung stützt vor allem eine

schmale Aussage: Strenge und tatsächlich umge-

setzte Regeln können die Smartphone-Nutzung

während der Schulzeit reduzieren. Ob daraus

rasch bessere Leistungen, mehr Wohlbefinden

oder weniger Mobbing folgen, ist deutlich unsiche-

rer. Das liegt nicht an einer einzelnen widerspens-

tigen Studie. Die bisherige Evidenz umfasst ver-

schiedene Länder, Altersgruppen, Regeltypen und

Messverfahren. Viele Untersuchungen vergleichen

Schulen, die sich auch in anderen Punkten unter-

scheiden. Solche Befunde helfen bei der Orientie-

rung, erlauben aber nur begrenzte Kausalaussagen

.[4][5][6]

Ein 2026 veröffentlichtes Arbeitspapier des

National Bureau of Economic Research (NBER).]]

untersucht US-Schulen, die verschließbare Handy-

taschen einführten. Die Intervention senkte die

Nutzung deutlich. Die durchschnittlichen Effekte

auf Testergebnisse lagen jedoch nahe null; auch

für Anwesenheit, Aufmerksamkeit und wahrge-

nommenes Online-Mobbing zeigten sich nur we-

nige Effekte. Das Papier berichtet zudem kurzfris-

tige Umstellungsprobleme. Die Vorregistrierung

bedeutet, dass Fragestellung und Auswertungs-

plan vor der Datenauswertung festgelegt wurden;

zugleich ist das Papier groß angelegt, aber noch

nicht peer-reviewt. Außerdem prüft es eine kon-

krete US-amerikanische Maßnahme. Seine Ergeb-

nisse lassen sich nicht eins zu eins auf deutsche

Schulen oder jede Form einer Smartphone-Regel

übertragen.[6]

Gerade deshalb ist der Befund wichtig. Er trennt

zwei politische Ziele, die oft ineinander geschoben

werden. Eine Schule kann die private Nutzung

wirksam aus dem Tag nehmen, ohne dass sich

kurze Zeit später jede gewünschte Bildungskenn-

zahl verbessert. Die reduzierte Nutzung ist zu-

nächst ein Ordnungserfolg: Unterricht und Pausen

werden nach einer gemeinsamen Regel gestaltet.

Ob Schülerinnen und Schüler dadurch mehr ler-

nen, sich wohler fühlen oder andere Konflikte sel-

tener auftreten, hängt von weiteren Bedingungen

ab. Unterrichtsqualität, Beziehungen, Unterstüt-

zungssysteme und außerschulische Mediennut-

zung verschwinden nicht mit dem Gerät in einer

Tasche.[6]

www.ki-meint.de · Ausgabe 025 Seite 4 / 12



Die 2025 veröffentlichte, peer-reviewte SMART-

Schools-Studie, deren Verfahren und Ergebnisdar-

stellung vorab von anderen Fachleuten geprüft

wurden, betrachtete 1.227 Jugendliche an 30 engli-

schen Schulen. Restriktive Regeln gingen mit we-

niger Smartphone- und Social-Media-Nutzung

während der Schulzeit einher. Für die allgemeine

Nutzung und das psychische Wohlbefinden fand

die Studie keine Evidenz für Unterschiede zwi-

schen restriktiveren und weniger restriktiven

Schulen. Als Beobachtungsstudie kann sie ohne-

hin nicht alle Ursachen auseinanderhalten. Ihr Er-

gebnis spricht gegen die Erwartung, eine Schulre-

gel werde das gesamte digitale Leben der Jugendli-

chen automatisch verändern.[5]

Ein Scoping Review, eine systematische Kartie-

rung des vorhandenen Forschungsfeldes, aus dem

Jahr 2024 ordnet die breitere Forschung ein. Er

schloss 22 Studien ein, fand darunter keine

randomisierten kontrollierten Studien, bei denen

Teilnehmende oder Einrichtungen nach dem Zu-

fallsprinzip Vergleichsgruppen zugeteilt werden,

und beschreibt eine methodisch schwer vergleich-

bare Evidenzbasis. Manche Arbeiten berichten

günstige Zusammenhänge, andere geringe oder ge-

mischte Effekte. Unterschiedliche Definitionen

von Verbot, unterschiedliche Altersgruppen und

verschiedene Zielgrößen erschweren eine gemein-

same Schlussfolgerung. Wer aus dieser Lage einen

sicheren Noten-, Gesundheits- oder Mobbingeffekt

ableitet, überfordert das Material.[4]

Die vernünftige Folgerung ist weder Untätigkeit

noch Heilsgewissheit. Politik darf Regeln für einen

plausiblen und beobachtbaren Zweck setzen: pri-

vate Nutzung während der Schulzeit begrenzen,

Ablenkungsgelegenheiten verringern und verläss-

liche soziale Zeiten schaffen. Sie sollte die weiter-

gehenden Wirkungen offen prüfen. Diese Begrün-

dung ist enger, aber auch ehrlicher. Sie macht eine

spätere Evaluation möglich, ohne deren Ergebnis

vorwegzunehmen.[4][5][6]

Warum die Grenze bei Klasse 7 politisch
ist

Die Empfehlung bis einschließlich Klasse 7 bietet

einen klaren Übergang. Grundschulen und die ers-

ten Jahre der weiterführenden Schule erhielten

eine weitgehend einheitliche Schutzregel. Ab

Klasse 8 würde die Verantwortung stufenweise er-

weitert: Schulen erarbeiten verbindliche Konzepte

und beteiligen die Jugendlichen. Das ist pädago-

gisch nachvollziehbar, weil ältere Schülerinnen

und Schüler Regeln zunehmend verstehen, mitge-

stalten und verantworten sollen. Die Grenze

stammt jedoch nicht aus einer einzelnen Studie,

die das Ende der siebten Klasse als naturgegebe-

nen Wendepunkt beweist.[1]

Der Standard sollte diese politische Setzung trans-

parent behandeln. Seine Stärke liegt in der Ein-

fachheit und Anschlussfähigkeit, nicht in wissen-

schaftlicher Millimetergenauigkeit. Eine gemein-

same Altersgrenze beendet tägliche Einzelfallver-

handlungen und schafft einen erkennbaren Ent-

wicklungsschritt. Zugleich darf der achte Jahrgang

nicht zum abrupten Wechsel in beliebige Nutzung

werden. „Beteiligung“ bedeutet, dass Jugendliche

an einem verbindlichen Konzept mitarbeiten. Es

bedeutet keine regellose Freigabe.[1]

Ein gutes Konzept für ältere Jahrgänge kann Zo-

nen, Zeiten und Zwecke unterscheiden. Unterricht

bleibt grundsätzlich an die Anweisung der Lehr-

kraft gebunden. Prüfungen verlangen eigene, klare

Regeln. Pausen können teilweise oder vollständig

handyfrei bleiben. Für Projekte, Wege oder organi-

satorische Aufgaben lassen sich begrenzte Freiga-

ben definieren. Entscheidend ist, dass die Schule

den Zweck jeder Ausnahme benennen kann und

die Beteiligung der Jugendlichen ernst nimmt. So

wird aus einer Altersgrenze ein Lernweg zur

Selbststeuerung.[1]
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Sieben Bestandteile eines tragfähigen
Länderstandards

Erstens braucht der Standard einen eindeutigen

Geltungsbereich. Bis einschließlich Klasse 7 gilt

die Grundregel für die private Nutzung eigener

Smartphones und vergleichbarer persönlicher

Endgeräte während des gesamten organisierten

Schulalltags. Dazu gehören Unterricht, Ganztag

und Pausen. Der Besitz eines Geräts und seine pri-

vate Nutzung sind sauber zu unterscheiden. Ob ein

ausgeschaltetes Gerät mitgeführt werden darf und

wie es aufbewahrt wird, regelt das schulische Ver-

fahren innerhalb landesweit gesetzter

Anforderungen.

Zweitens müssen pädagogische Nutzung und digi-

tale Ausstattung gesichert sein. Eine Lehrkraft

kann private Geräte ausdrücklich für eine Lernauf-

gabe freigeben, sofern die Bedingungen fair sind.

Kein Kind darf beim Zugang zu Unterricht davon

abhängen, ein eigenes geeignetes Gerät zu besit-

zen. Länder und Schulträger müssen schulische

Lernmittel bereitstellen, wenn digitale Arbeit ver-

langt wird. Der Standard schützt damit sowohl die

Lernruhe als auch die Teilhabe an digitaler

Bildung.

Drittens sind Ausnahmen verbindlich vorzusehen.

Medizinischer Bedarf, Behinderung und notwen-

dige Barrierefreiheit können einen jederzeitigen

oder situationsbezogenen Zugriff erfordern. Für

echte Notfälle braucht jede Schule einen bekann-

ten Kommunikationsweg zwischen Kindern und

Familien. Auch ausdrücklich angeleitete Unter-

richtsnutzung gehört in den Ausnahmekatalog.

Die Länder sollten die Kategorien klar definieren

und den Schulen ein einfaches Verfahren für ihre

Anwendung geben, ohne sensible persönliche In-

formationen unnötig offenzulegen.

Viertens muss der Vollzug beschrieben und finan-

ziert werden. Jede Schule benötigt ein Aufbewah-

rungsmodell, verständliche Zeitgrenzen, abge-

stufte Reaktionen auf Verstöße und Zuständigkei-

ten. Wo Schließfächer, Taschen oder zusätzliche

Aufsicht nötig sind, entstehen Kosten. Diese dür-

fen nicht still bei Schulen oder Eltern landen. Eine

landesweite Vorgabe ohne Ressourcen würde ge-

nau jene Ungleichheit erzeugen, die der gemein-

same Standard überwinden soll: Wohl ausgestat-

tete Schulen könnten ihn zuverlässig umsetzen,

andere blieben beim Appell.

Fünftens gehört Medienbildung in denselben Rah-

men. UNESCO hält Einschränkungen für potenzi-

ell nützlich gegen Ablenkung und sieht zugleich

digitale Urteilskompetenz als fortbestehenden

schulischen Auftrag.[8] Eine handyfreie Zeit lehrt

für sich genommen noch keinen Quellencheck,

keinen Schutz persönlicher Daten und keinen re-

spektvollen Umgang in Chats. Schulen brauchen

dafür Lerngelegenheiten mit geeigneten Geräten,

qualifizierte Lehrkräfte und ein Curriculum.

Schutz und Befähigung sind zwei Aufgaben dessel-

ben Bildungsauftrags.

Sechstens braucht die Regel Beteiligung. Bis Klasse

7 können Kinder an der konkreten Ausgestaltung

und Auswertung beteiligt werden, auch wenn die

Grundregel feststeht. Ab Klasse 8 soll die Beteili-

gung nach der Empfehlung der Bundeskommis-

sion Teil der verbindlichen Nutzungskonzepte

sein.[1] Eltern, Lehrkräfte, pädagogische Fach-

kräfte und Schülerinnen und Schüler sollten wis-

sen, welche Probleme die Schule lösen will und

welche Erfahrungen sie mit dem Verfahren macht.

Die Schule sollte Rückmeldungen dokumentieren

und begründet ausweisen, welche Hinweise sie

übernimmt.

Siebtens muss der Standard überprüfbar sein. Die

Länder sollten vor der Einführung festlegen, wel-

che Daten Schulen mit vertretbarem Aufwand er-

heben: tatsächliche Nutzung während des Schul-

tags, Unterrichtsstörungen, Zeitaufwand für den

Vollzug, Regelverstöße, Erfahrungen mit Notfall-

wegen und die Sicht der Beteiligten. Ergänzend

können Leistungs-, Wohlbefindens- oder Konflikt-

indikatoren beobachtet werden, solange Verände-

rungen nicht vorschnell der Smartphone-Regel zu-

gerechnet werden. Eine gemeinsame Auswertung

nach zwei Schuljahren wäre ein sinnvoller redak-

tioneller Vorschlag, keine Forderung aus den vor-
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liegenden Quellen. Zwei Jahre geben Schulen Zeit,

die Anfangsreibung zu überwinden, und erlauben

dennoch eine frühe Korrektur.

Was ein Standard allein nicht leisten
kann

Eine schulische Regel endet am Rand des Schulall-

tags. Die SMART-Schools-Studie deutet darauf hin,

dass weniger Nutzung in der Schule nicht zwin-

gend zu weniger allgemeiner Smartphone-Nut-

zung führt.[5] Familien, Plattformen, Jugend-

schutz, Freizeitangebote und gesellschaftliche Er-

wartungen prägen den übrigen Tag. Wer Sorgen

über Schlaf, psychische Gesundheit oder dauernde

Erreichbarkeit bearbeiten will, braucht zusätzli-

che Maßnahmen. Die Schule kann einen wichtigen

Zeitraum schützen; sie kann das gesamte Medien-

umfeld eines Kindes nicht allein ordnen.

Auch Cybermobbing folgt nicht einfach dem sicht-

baren Gerät im Klassenraum. Konflikte können au-

ßerhalb der Schule entstehen und am nächsten

Morgen in die Klasse wirken. Das NBER-Arbeitspa-

pier fand nur wenige Effekte auf wahrgenomme-

nes Online-Mobbing.[6] Daraus folgt für Schulen

ein doppelter Auftrag: private Nutzung während

des Tages klar begrenzen und zugleich Melde-

strukturen, Prävention und Unterstützung für digi-

tale Konflikte erhalten. Ein Verbot darf diese Ar-

beit nicht verdecken.

Schließlich ersetzt die Regel keinen guten Unter-

richt. Aufmerksamkeit lässt sich schützen, aber

nicht per Gesetz in Lernen verwandeln. Lehrkräfte

brauchen Zeit, Fachlichkeit, Beziehungen und ge-

eignete Aufgaben, damit aus verfügbarer Aufmerk-

samkeit Bildung wird. Das spricht nicht gegen ei-

nen Ordnungsrahmen. Es setzt seine Bedeutung

ins richtige Verhältnis. Ein ruhiger Raum ist eine

Bedingung, kein vollständiges pädagogisches

Programm.

Die Einwände entscheiden über die
Qualität

Gegen eine gemeinsame Regel wird häufig einge-

wandt, Eltern müssten ihre Kinder jederzeit errei-

chen können. Das Bedürfnis ist verständlich, be-

sonders auf langen Schulwegen oder bei kurzfristi-

gen Änderungen. Während des organisierten

Schulalltags kann Erreichbarkeit jedoch über be-

kannte Schulwege laufen. Für tatsächliche Notfälle

muss ein Kind schnell Kontakt aufnehmen kön-

nen; dafür braucht die Regel eine klare Ausnahme.

Eine dauernd aktive private Verbindung ist dafür

nicht zwingend. Entscheidend ist, dass die Schule

den alternativen Kommunikationsweg vor der Ein-

führung erklärt, seine Funktionsfähigkeit prüft

und Familien nicht mit einem bloßen Verweis auf

das Sekretariat alleinlässt.

Ein zweiter Einwand betrifft Sicherheit auf dem

Schulweg. Die vorgeschlagene Regel bezieht sich

auf die Nutzung in der Schule, nicht auf den Besitz

eines Geräts oder seine Nutzung außerhalb des ge-

regelten Schultags. Ein Kind kann das Smartphone

für den Weg mitführen und es nach Schulschluss

wieder verwenden. Genau deshalb muss der Stan-

dard zwischen Mitführen, Aufbewahren und Nut-

zen unterscheiden. Diese begriffliche Klarheit ver-

hindert, dass aus einer Regel für Lernzeit ein um-

fassendes Besitzverbot wird. Sie erleichtert zu-

gleich den Vollzug: Lehrkräfte müssen nicht klä-

ren, warum ein Gerät vorhanden ist, solange es

während der festgelegten Zeit ungenutzt bleibt.

Ein dritter Einwand lautet, Verbote verhinderten

das Lernen von Selbstkontrolle. Für ältere Schüle-

rinnen und Schüler ist das ein ernstes Argument.

Die Empfehlung der Kommission antwortet darauf

mit einem Stufenmodell: klare Grenze bis Klasse 7,

beteiligungsgebundene Konzepte ab Klasse 8.[1]

Selbststeuerung entsteht dabei nicht durch jeder-

zeitige Verfügbarkeit allein. Sie kann in über-

schaubaren, reflektierten Situationen eingeübt

werden. Schulen dürfen Freiräume schrittweise

öffnen, Zwecke benennen und Erfahrungen aus-
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werten. Eine frühe Schutzregel und spätere Mit-

verantwortung bilden dann keinen Widerspruch,

sondern eine Abfolge.

Ein vierter Einwand verweist auf den Aufwand.

Geräte müssen aufbewahrt, Verstöße bearbeitet,

Ausnahmen dokumentiert und Eltern informiert

werden. Dieser Aufwand ist real. Die PISA-Daten

zeigen zugleich, dass Regeln ohne tatsächliche

Umsetzung wenig gewinnen.[7] Die politische Kon-

sequenz kann daher nicht lauten, Vollzug als kos-

tenlose Nebenaufgabe zu behandeln. Ein gemein-

samer Standard muss einfache Verfahren, Schu-

lungen und Ressourcen bereitstellen. Er sollte zu-

dem unnötige Bürokratie vermeiden: Schulen

brauchen wenige klare Kategorien und kurze Ent-

scheidungswege, keine umfangreiche Einzelfalldo-

kumentation für jeden normalen Schultag.

Auch die Gefahr sozialer Ungleichheit verdient

Aufmerksamkeit. Private Geräte unterscheiden

sich nach Preis, Leistungsfähigkeit, Datenvolumen

und elterlicher Unterstützung. Wenn Unterricht

spontan auf persönliche Smartphones angewiesen

ist, kann das Unterschiede sichtbar machen oder

Teilhabe erschweren. Eine Trennung von privater

Nutzung und schulisch bereitgestellter digitaler

Arbeit wirkt hier ordnend. Sie garantiert noch

keine gerechte Ausstattung, zwingt die Länder und

Schulträger aber, ihre Verantwortung für Lernmit-

tel anzuerkennen. Digitale Bildung darf nicht da-

von abhängen, welches Gerät eine Familie finan-

zieren kann.

Umgekehrt können Aufbewahrungssysteme selbst

neue Ungleichheit erzeugen. Kostspielige Lösun-

gen lassen sich nicht überall aus Schulbudgets fi-

nanzieren. Elternbeiträge wären problematisch,

wenn die gesetzte Regel nur gegen Zahlung prak-

tisch umgesetzt werden kann. Deshalb sollte das

Land funktionale Anforderungen festlegen und

mehrere Modelle zulassen. Eine kleine Schule

braucht möglicherweise eine andere Lösung als

ein großes Schulzentrum. Einheitlich muss die

Wirkung sein: Geräte sind während der geschütz-

ten Zeit nicht privat verfügbar, Ausnahmen funk-

tionieren, und die Lösung belastet einzelne Fami-

lien nicht ungleich.

Wie die Einführung gelingen kann

Ein tragfähiger Zeitplan beginnt vor dem ersten

Geltungstag. Die Länder einigen sich zunächst auf

Begriffe, Altersgrenze, Ausnahmen und Mindest-

anforderungen an den Vollzug. Danach erhalten

Schulen Muster für Nutzungsordnung, Elterninfor-

mation und Beteiligung. Schulträger prüfen

Räume und Ausstattung. Die Schulen wählen ihr

Aufbewahrungsmodell, legen Notfallwege fest und

schulen Beschäftigte. Erst dann startet die Regel

für alle. Diese Reihenfolge ist keine Verzögerungs-

taktik. Sie verhindert, dass ein politisch eingängi-

ger Satz am ersten Schultag auf ungelöste prakti-

sche Fragen trifft.

Die Kommunikation sollte mit dem begrenzten

Zweck beginnen. Die Schule schützt Unterrichts-

zeit und soziale Pausen. Sie verspricht keine auto-

matische Leistungssteigerung und beurteilt Fami-

lien nicht nach deren Medienalltag. Diese Sprache

nimmt die Forschung ernst und verringert unnö-

tige Fronten. Eltern müssen erfahren, wann das

Gerät unzugänglich ist, wie sie ihr Kind erreichen,

welche Ausnahmen gelten und was bei Verstößen

passiert. Schülerinnen und Schüler brauchen die-

selben Informationen in altersgerechter Form.

Lehrkräfte benötigen zusätzlich ein einheitliches

Verfahren, damit Regeln nicht von Person zu Per-

son wechseln.

In den ersten Wochen sollte die Schule Erfahrun-

gen sammeln, ohne die Grundregel täglich neu zur

Abstimmung zu stellen. Wo bilden sich morgens

Schlangen? Welche Ausnahmeanträge sind unklar?

Funktioniert der Notfallkontakt? Wie viel Unter-

richtszeit kostet der Vollzug? Werden bestimmte

Räume oder Zeiten regelmäßig zum Schlupfloch?

Solche Beobachtungen helfen, das Verfahren nach-

zujustieren. Sie sagen zunächst wenig über lang-

fristige Wirkungen auf Lernen oder Wohlbefinden.
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Diese Trennung schützt die Evaluation vor überzo-

genen Erwartungen und löst praktische Probleme

schneller.

Für die Beteiligung der Kinder reicht eine allge-

meine Zufriedenheitsfrage nicht aus. Jüngere

Schülerinnen und Schüler können beschreiben,

welche Abläufe verständlich sind, wo Konflikte

entstehen und ob Pausen sich verändern. Ältere

können an Zonen, Freigaben und Konsequenzen

mitarbeiten. Ihre Rückmeldungen sind Erfah-

rungswissen, keine alleinige Entscheidung über

die Grundregel. Werden sie sichtbar dokumentiert

und beantwortet, entsteht dennoch echte Beteili-

gung: Die Schule zeigt, welche Hinweise sie über-

nimmt, welche sie ablehnt und warum.

Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte brauchen

ebenfalls einen festen Rückkanal. Sie sehen, ob

eine Vorschrift Unterricht entlastet oder neue Kon-

flikte erzeugt. Ihre Beobachtungen sollten nach ei-

nem einfachen gemeinsamen Raster erfasst wer-

den. So kann das Land unterscheiden, ob Schwie-

rigkeiten an der Grundregel, an einem Aufbewah-

rungsmodell oder an fehlenden Ressourcen liegen.

Ohne diese Unterscheidung droht jede lokale

Panne als Urteil über das gesamte Vorhaben zu gel-

ten. Eine lernfähige Einführung behandelt Voll-

zugsprobleme als konkrete, prüfbare Befunde.

Evaluation ohne Zahlenspiel

Eine seriöse Evaluation beginnt mit der Frage, ob

die Regel überhaupt umgesetzt wurde. Wie häufig

waren private Geräte während der geschützten

Zeit sichtbar oder in Nutzung? Wie oft mussten Be-

schäftigte eingreifen? Wie verlässlich funktionier-

ten Ausnahmen und Notfallwege? Wie viel Zeit und

Geld beanspruchte das Verfahren? Diese Größen

prüfen den unmittelbaren politischen Zweck.

Wenn die Nutzung unverändert bleibt, kann ein

ausbleibender Leistungseffekt die Regel kaum fair

bewerten. Zuerst muss feststehen, welche Praxis

tatsächlich untersucht wird.

Danach können Auswirkungen auf Unterricht und

Pausen betrachtet werden. Lehrkräfte und Schüle-

rinnen und Schüler können zu wahrgenommener

Ablenkung befragt werden. Schulen können doku-

mentieren, ob smartphonebezogene Störungen zu-

rückgehen. Beobachtungen zum Pausengeschehen

können Hinweise geben, sollten aber vorsichtig in-

terpretiert werden. Mehr Gespräche, mehr Bewe-

gung oder auch mehr offen ausgetragene Konflikte

sind unterschiedliche Entwicklungen. Eine einzige

Kennzahl wird dem sozialen Raum Schule nicht

gerecht.

Noten, Tests, Wohlbefinden und Mobbing dürfen

Teil der Untersuchung sein, benötigen aber beson-

dere Zurückhaltung. Sie werden von vielen Fakto-

ren beeinflusst und können sich auch ohne Smart-

phone-Regel verändern. Vergleiche zwischen

Schulen sind nur aussagekräftig, wenn unter-

schiedliche Ausgangslagen und Umsetzungen be-

rücksichtigt werden. Die vorliegenden internatio-

nalen Studien zeigen gerade, warum einfache Vor-

her-nachher-Erzählungen nicht genügen. Evalua-

tion soll mögliche Wirkungen erkennen und Unsi-

cherheit benennen; sie darf nicht nachträglich das

politische Versprechen produzieren, das die For-

schung vor der Einführung nicht trägt.

Ein gemeinsamer Länderstandard bietet für diese

Prüfung sogar einen Vorteil. Wenn Begriffe, Min-

destanforderungen und zentrale Messgrößen über-

einstimmen, lassen sich Erfahrungen systemati-

scher vergleichen. Gemeinsame Erhebungszeit-

räume und einheitliche Angaben zum tatsächli-

chen Vollzug würden zusätzlich verhindern, dass

bloße Regeltexte mit praktisch wirksamen Verfah-

ren verglichen werden. Unterschiede in den Auf-

bewahrungsmodellen oder in der Beteiligung kön-

nen Hinweise auf funktionierende Verfahren ge-

ben. Das ist keine randomisierte Studie und ersetzt

keine unabhängige Forschung. Es schafft aber eine

bessere Wissensgrundlage als sechzehn unverbun-

dene Regelwerke mit jeweils anderen Definitionen

und Berichtswegen. Gerade deshalb müssen die

Länder Vollzugsdaten und Wirkungsdaten ge-

trennt ausweisen: Die erste Ebene zeigt, ob Geräte

tatsächlich ungenutzt blieben, Ausnahmen funk-
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tionierten und der Aufwand tragbar war. Erst die

zweite Ebene fragt vorsichtig nach Veränderungen

bei Ablenkung, Lernen, Wohlbefinden oder Kon-

flikten. Gemeinsame Begriffe machen sichtbar, ob

unterschiedliche Ergebnisse auf die Regel selbst,

ihre praktische Umsetzung oder andere schulische

Bedingungen zurückgehen. So wird Einheitlichkeit

zur Voraussetzung für vergleichbares Lernen aus

der Einführung, ohne aus dem Vergleich einen

kausalen Beweis zu machen.

Die Ergebnisse müssen Konsequenzen haben.

Zeigt sich, dass ein Verfahren die private Nutzung

kaum reduziert, braucht es einen besseren Voll-

zug. Werden medizinische oder behinderungsbe-

dingte Ausnahmen unnötig erschwert, ist das Ver-

fahren sofort zu korrigieren. Entstehen unverhält-

nismäßige Belastungen für Beschäftigte, müssen

Ressourcen oder Abläufe angepasst werden. Blei-

ben weitergehende Effekte auf Noten oder Wohlbe-

finden aus, ist das kein Grund, gegenteilige Be-

hauptungen zu erfinden. Dann bleibt zu prüfen, ob

der engere Zweck – geschützte Lernzeit und ver-

lässliche Pausen – erreicht wird und diesen Auf-

wand rechtfertigt.

Der gemeinsame Nenner

Die Länder sollten die Empfehlung der Bundes-

kommission jetzt in einen abgestimmten Mindest-

standard übersetzen.[1] Bis einschließlich Klasse 7

sollte die private Nutzung persönlicher Smartpho-

nes im organisierten Schulalltag grundsätzlich ru-

hen. Ab Klasse 8 sollten verbindliche, unter Betei-

ligung der Schülerinnen und Schüler entwickelte

Nutzungskonzepte gelten. Pädagogisch angeleitete

Nutzung, Barrierefreiheit, medizinischer Bedarf

und Notfallkommunikation brauchen klare Aus-

nahmen. Aufbewahrung, Vollzug, Ausstattung, Me-

dienbildung und Evaluation gehören von Beginn

an dazu.

Ein solcher Standard ist bundesweit, weil die Län-

der dieselbe verlässliche Grundlinie schaffen. Er

ist föderal, weil jedes Land sie auf dem zuständi-

gen Rechtsweg umsetzt und Schulen die prakti-

sche Ausgestaltung verantworten. Die gemein-

same Linie schützt Lernzeit nach derselben

Grundregel und lässt den Ländern den zuständi-

gen Umsetzungsweg. Für Schulen bleibt die Auf-

gabe, Aufbewahrung, Ausnahmen und Beteiligung

alltagstauglich zu regeln.

Gerade diese Bescheidenheit macht die Regel trag-

fähig. Die Politik muss keinen digitalen Kultur-

kampf gewinnen. Sie muss einen verständlichen

Zeitraum definieren, in dem Schule den Vorrang

hat. Kinder, Familien und Beschäftigte erhalten

eine gemeinsame Erwartung; ältere Jugendliche

erhalten einen geregelten Weg zu mehr Mitverant-

wortung. Nach der Einführung müssen die Länder

prüfen, ob der Standard im Alltag funktioniert,

welche Belastungen entstehen und wo er nachge-

bessert werden muss.

Die aktuelle Debatte bietet dafür ein selten klares

Fenster. Eine Bundeskommission hat Altersgrenze

und Länderweg benannt, Bayern hat eine entspre-

chende Richtung angekündigt, die Bildungsminis-

terkonferenz verbindet Schutz mit Befähigung und

föderaler Verantwortung.[2][3][1] Jetzt entscheidet

sich, ob daraus sechzehn neue Varianten oder eine

gemeinsame, lernfähige Ordnung entsteht. Die

überzeugende bundesweite Regel wäre kein gro-

ßer Sieg über das Smartphone. Sie wäre ein nüch-

terner Vertrag über die Zeit, die Schule täglich für

Aufmerksamkeit, Lernen und Begegnung

reserviert.
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Schulregeln verankern.
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Vorregistrierung: Vorab-Festlegung von Fragestellung und Auswer-

tungsplan vor der Datenauswertung.
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